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Kapitel 2 
Stiftungsrechtliche Grundlagen 
der Privatstiftung 

2.1 Gründung der Privatstiftung 
Die Gründung der Privatstiftung erfolgt durch die Stifter. Diese errichten die Stif-
tungserklärung. Mit Abschluss der Stiftungserklärung ist die sogenannte Vorstiftung 
entstanden. Diese ist bereits berechtigt Verträge abzuschließen und Vermögenswid-
mungen entgegen zu nehmen. Wie bei einer Vorgesellschaft haften die Handelnden 
(in der Regel die Stifter) für Geschäfte der Vorstiftung zur ungeteilten Hand. Eine Pri-
vatstiftung kann auf unbeschränkte Zeit oder aber auch nur befristet errichtet wer-
den. Die Privatstiftung selbst entsteht mit der Eintragung im Firmenbuch. Damit die 
Stiftung im Firmenbuch eingetragen werden kann, muss der erste Stiftungsvorstand 
folgende Unterlagen übermitteln: 

 Stiftungserklärung 

 Musterzeichnungserklärung und Vertretungsregelung des Stiftungsvorstands 

 Bankbestätigung über das Mindestvermögen 

 Zustimmungserklärung des ersten Stiftungsprüfers 

Wird das Mindestvermögen, welches € 70.000,-- beträgt, nicht in bar aufgebracht, 
muss zwingend eine Gründungsprüfung über das gewidmete Sachvermögen erfolgen 
mit dem Ziel festzustellen, ob dieses gewidmete Sachvermögen das Mindestvermö-
gen betragsmäßig deckt.  

TIPP 
Aus Vereinfachungsgründen  sollte die Gründung  zunächst  immer mit Geld  er‐
folgen, da die Gründungsprüfung  langwierig und  teuer sein kann. Sachvermö‐
gen kann im Wege von Nachstiftungen auch in der Folge noch an die Privatstif‐
tung gewidmet werden.  

Der Name der Privatstiftung ist grundsätzlich frei wählbar, muss aber zwingend den 
Zusatz „Privatstiftung“ enthalten. Auch hinsichtlich des Stiftungszwecks herrscht 
größtmögliche Autonomie. Ein unzulässiger Stiftungszweck sind einerseits straf-
rechtlich verbotene Tätigkeiten und aufgrund der Bestimmungen des Privatstiftungs-
gesetzes auch jegliche gewerbliche Tätigkeit, die über eine bloße Nebentätigkeit hin-
ausgeht.  

Eine Privatstiftung kann auch von Todes wegen errichtet werden. Der Erblasser 
überträgt dabei seinen gesamten oder einen Teil seines Nachlasses an eine in seinem 
Todesfall zu errichtende Privatstiftung. Die Stiftungserklärung ist Teil der letztwilli-
gen Verfügung. Der erste Stiftungsvorstand, der in der Stiftungserklärung benannt 

 
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2.3 Organe und Stakeholder der  
Privatstiftung 

2.3.1 Die Stifter  

Stifter können natürliche Personen aber auch Gesellschaften (Personen- und Kapital-
gesellschaften) bzw Privatstiftungen sein. Es gibt auch keinerlei Unterscheidung zwi-
schen inländischen und ausländischen Stiftern. Stifter kann aber nur jemand sein der 
geschäftsfähig ist.  

TIPP 
Aber  auch minderjährige  Kinder  können bereits  Stifter werden.  In  diesem Fall 
erfolgt  die  Vertretung  aber  nicht  durch  die  Eltern  als  gesetzlicher  Vormund, 
sondern  durch  vom  Pflegschaftsgericht  bestellte  Kuratoren.  Dies  deshalb,  um 
Interessenkollisionen  zwischen den  Eltern  und den Kindern als  Stiftern  zu  ver‐
meiden. Das Verfahren  ist damit zwar aufwändig, aber die Kinder kommen so 
selbst schon zu Stifterrechten.  

Stifter im eigentlichen Sinn sind jene Personen und/oder Gesellschaften, die die Pri-
vatstiftung errichten. Nur diesem Kreis kommen die Stifterrechte zu. Davon zu unter-
scheiden sind sogenannte Zustifter, das sind Personen und/oder Gesellschaften, die 
nach der Errichtung der Privatstiftung Vermögen an diese widmen, ohne selbst an 
der Errichtung der Privatstiftung mitgewirkt zu haben. In der Praxis werden auch oft 
Gruppen von Stiftern unterschieden. Unterscheidungen können sich zB aus der Gene-
rationenfolge ergeben (Großeltern als Erststifter, Eltern als Zweitstifter und Kinder 
als Drittstifter). Genauso kann es aber auch eine Differenzierung auf Basis des gestif-
teten Vermögens geben (Unterscheidung in Haupt- und Mit- bzw Nebenstifter, wobei 
letztere nur geringfügige Beträge beisteuern aber trotzdem damit Stifterrechte für 
sich verankern). 

Die wesentlichen Stifterrechte sind zum Einen das Änderungsrecht für die Stiftungs-
erklärung und zum Anderen das Widerrufsrecht. Die Stifter können sich diese Rechte 
vorbehalten. In der Praxis sind dazu auch vielfältige Konstellationen denkbar, zB die 
Ausübung des Änderungsrechts nur gemeinsam mit einem Organ (bspw dem Beirat) 
oder auch die Ausübung nur durch bestimmte Stiftergruppen zu deren Lebzeiten.  

ACHTUNG 
Weitreichende Änderungsrechte  und  insbesondere  das Widerrufsrecht  können 
erhebliche  erbrechtliche  Konsequenzen  nach  sich  ziehen.  Erbrechtlich  ist  bei 
Vorbehalt dieser Rechte das sogenannte Vermögensopfer an die Privatstiftung 
erst mit dem Todesfall erbracht. Somit beginnen auch erst zu diesem Zeitpunkt 
allfällige Anfechtungsfristen  nach  dem Pflichtteilsrecht  zu  laufen  und  dies  ob‐
wohl  das  Vermögen  in wirtschaftlicher  Sicht  oft  bereits  Jahre  und  Jahrzehnte 
vor dem Todesfall an die Privatstiftung gewidmet wurde.  

 

! 
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2.6 Beendigung der Privatstiftung 
Die Beendigung der Privatstiftung erfolgt stiftungsrechtlich in 3 Phasen: 

 Auflösung der Privatstiftung 

 Abwicklung der Privatstiftung 

 Löschung der Privatstiftung 

2.6.1 Auflösung der Privatstiftung 

Die Auflösung erfolgt entweder aufgrund der gesetzlich vorgesehenen Gründe oder 
auf Basis eines Auflösungsbeschlusses des Stiftungsvorstands. Gesetzlich vorgesehe-
ne Auflösungsgründe sind: 

 die in der Stiftungserklärung vorgesehene Dauer ist abgelaufen; 

 über das Vermögen der Privatstiftung ist das Konkursverfahren eröffnet wor-
den; 

 der Beschluss über die Nichteröffnung eines Insolvenzverfahrens hat mangels 
kostendeckenden Vermögens Rechtskraft erlangt; 

 der Stiftungsvorstand hat einen einstimmigen Auflösungsbeschluss gefasst; 

 das Gericht hat die Auflösung beschlossen. 

Eine gerichtliche Auflösung kommt insbesondere bei einem unzulässigen, da verbo-
tenen Stiftungszweck in Betracht. Ein Auflösungsbeschluss des Stiftungsvorstands 
kann aus folgenden Gründen gefasst werden: 

 ihm ist ein zulässiger Widerruf des Stifters zugegangen; 

 der Stiftungszweck ist erreicht oder nicht mehr erreichbar; 

 eine nicht gemeinnützige Privatstiftung, deren überwiegender Zweck die Ver-
sorgung von natürlichen Personen ist, hat 100 Jahre gedauert, es sei denn, dass 
alle Letztbegünstigten einstimmig beschließen, die Privatstiftung für einen wei-
teren Zeitraum, längstens jedoch jeweils für 100 Jahre, fortzusetzen; 

 andere in der Stiftungserklärung dafür genannte Gründe sind gegeben. 

Fasst der Stiftungsvorstand keinen Auflösungsbeschluss obwohl die dafür notwendi-
gen Gründe vorliegen, kann jedes Mitglied eines Stiftungsorgans, die Stifter, der 
Letztbegünstigte und jeder Begünstigte die Auflösung bei Gericht beantragen. Glei-
ches gilt wenn der Stiftungsvorstand einen unzulässigen Auflösungsbeschluss gefasst 
hat. 

Die Auflösung ist erst mit Eintragung der Auflösung im Firmenbuch wirksam. Im 
Namen der Privatstiftung kann – aber muss nicht – ein Zusatz ergänzt werden (zB  
„in Abwicklung“ oder „in Auflösung“).  
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3.2  Bilanzielle Sonderfragen der  
Privatstiftung 

3.2.1 Bilanzierung von Nach- oder Zustiftungen an die 
Privatstiftung 

Vermögen, das der Privatstiftung durch Nach- oder Zustiftungen gewidmet wird, ist 
unmittelbar in das Stiftungskapital einzubuchen. Nachstiftungen sind nachträgliche 
Vermögenswidmungen durch den Stifter außerhalb von Stiftungsurkunde und Stif-
tungszusatzurkunde. Zustiftungen sind nachträgliche Vermögenswidmungen an  
eine eigennützige Privatstiftung durch Dritte. 
 

ACHTUNG 
Zustiftungen  müssen  von  Spenden  an  die  Privatstiftung  abgegrenzt  werden. 
Zustiftungen werden direkt  im Stiftungskapital erfasst. Zahlungen und Zuwen‐
dungen  durch  Dritte  an  eine  gemeinnützige  Privatstiftung  stellen  im  Zweifel 
Spenden dar und  sind erfolgswirksam  in der Gewinn‐ und Verlustrechnung  zu 
erfassen. 

3.2.2  Bilanzierung von Zuwendungen an Begünstigte 

Die Darstellung von Zuwendungen an Begünstigte im Jahresabschluss ist gesetzlich 
nicht geregelt. Es ist kein erzielter Gewinn bzw kein ausgewiesener Bilanzgewinn er-
forderlich. Daher werden gemäß dem AFRAC Zuwendungen an Begünstigte aus-
schließlich in der Bilanz direkt als Minderung des Eigenkapitals erfasst und sind 
nicht als Ergebnisverwendung in der Gewinn- und Verlustrechnung auszuweisen. Sie 
werden in drei Arten von Zuwendungen unterteilt, welche im Jahresabschluss unter-
schiedlich zu behandeln sind:  

 Barzuwendungen an Begünstigte sind in der Bilanz als Minderung des Eigenkapi-
tals (Ergebnisvortrag) darzustellen. 

 Sachzuwendungen (Übertragung von Teilen des Vermögens – bspw eine Liegen-
schaft oder sonstige Sachwerte) mindern das Eigenkapital (Ergebnisvortrag) in 
der Höhe des Buchwerts des abgegangenen Vermögenswerts samt einer allenfalls 
anfallenden Kapitalertragsteuer (KESt). (Anmerkung: Zuwendungen von gemein-
nützigen Privatstiftungen sind in der Regel von der KESt befreit.)  

 Nutzungszuwendungen (unentgeltliche Überlassung von Nutzugsmöglichkeiten 
wie bspw die Überlassung einer Wohnung, die Gewährung von Darlehen oder die 
Übernahme von Sicherheiten) sind mit dem der Zuwendung zugeordneten Auf-
wand (zB Abschreibung der Wohnung sowie Betriebskostenaufwand) in der  
Gewinn- und Verlustrechnung und damit im Ergebnisvortrag enthalten.  

  

! 
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4.1.1.1 Was ist eine transparente Stiftung oder Vermögensmasse? 

Vor allem im Zusammenhang mit ausländischen Stiftungen wird häufig von „Trans-
parenz“ gesprochen. Dabei geht es va um die Frage, ob die ausländische Stiftung aus 
steuerlicher Sicht überhaupt Zurechnungssubjekt für das zugewendete Vermögen 
sein kann. Eine Zurechnung kann bspw daran scheitern, dass dem ausländischen 
Rechtsträger nach österreichischem Verständnis keine Rechtspersönlichkeit zu-
kommt. Selbst wenn feststeht, dass der Stifter der Stiftung (als selbständigen Rechts-
träger) Vermögen zivilrechtlich übertragen hat, kann – wie zuvor erwähnt – das 
Vermögen dennoch dem Stifter als wirtschaftlichen Eigentümer zugerechnet werden. 
Wenn der Stifter daher nur scheinbar Vermögen auf die Stiftung überträgt, sich fak-
tisch und rechtlich jedoch nach wie vor alle Herrschaftsrechte über das Vermögen 
behält, ist das Vermögen steuerlich nach wie vor dem Stifter zuzurechnen. Dieser 
„Durchgriff“ wird als Transparenz einer Stiftung bezeichnet. Grundsätzlich wird  
jedoch zu beachten sein, dass einer Privatstiftung eigene Rechtspersönlichkeit  
zukommt. Die Stiftung ist von der Person des Stifters bzw des Begünstigten ebenso 
zu trennen wie eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung von ihren Gesellschaftern 
(zuletzt VwGH 24.1.2018, Ra 2015/13/0002). Eine transparente Stiftung ist daher als 
Ausnahmefall zu behandeln. 

BEISPIEL: 
Der Stifter hat sich im Rahmen der Vermögensübertragung auf eine liechtenstei‐
nische Stiftung derartige Vereinbarungen und Regelungen betreffend das Vermö‐
gen vorbehalten,  sodass die Stiftung  tatsächlich und rechtlich nicht  frei darüber 
verfügen  kann. Der  Stifter hat umfangreiche Weisungsmöglichkeiten gegenüber 
dem Stiftungsrat. Daher stellt der Stiftungsrat, als eigentlich entscheidungsbefug‐
tes Organ, lediglich den verlängerten Arm des Stifters dar. Eine liechtensteinische 
(kontrollierte)  Stiftung  mit  Mandatsvereinbarung  kann  unter  Umständen  als 
transparent angesehen werden. 
 

Konsequenz einer als transparent anzusehenden Stiftung ist, dass das Vermögen 
(steuerlich) nicht auf die Stiftung übertragen wird. Es liegt daher keine Zuwendung 
nach dem StiftEG vor. Folglich fällt auch keine StiftESt an.  

4.1.1.2 Was sind „vergleichbare Vermögensmassen“? 

Die Vergleichbarkeit ist anhand eines (ersten) Typenvergleichs (in der Folge: Typen-
vergleich 1) vorzunehmen (ein weiterer Typenvergleich hat zu erfolgen, wenn es um 
die Frage der Höhe des Steuersatzes der StiftESt geht: Typenvergleich 2). Da die Kri-
terien für den Typenvergleich 2 enger gefasst sind als jene für den Typenvergleich 1, 
liegt jedenfalls eine der privatrechtlichen Stiftung vergleichbare Vermögensmasse 
vor, wenn der Typenvergleich 2 positiv beurteilt wird.  

Beim Typenvergleich 1 ist festzustellen, ob die Vermögensmasse mit einer „privat-
rechtlichen Stiftung“ vergleichbar ist und StiftESt überhaupt anfallen kann. Darüber 
hinaus kommt es auf den jeweiligen Zweck der Vermögensmasse an. Ausländische 
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4.2.4  Steuerlich nicht abzugsfähige Aufwendungen und 
Ausgaben 

Wie bereits erwähnt, richtet sich die Abzugsfähigkeit nach den allgemeinen steuer-
lichen Vorschriften. Für Privatstiftungen gelten daher die in § 12 KStG bzw § 20 EStG 
aufgelisteten nicht abzugsfähigen Aufwendungen und Ausgaben grundsätzlich ana-
log. Nachstehend sind einige nicht abzugsfähige Aufwendungen/Ausgaben aufgelis-
tet, welche uE für Privatstiftungen von Relevanz sein können: 

 Die StiftESt ist als Personensteuer nicht abzugsfähig. Aus Anlass einer unentgeltli-
chen Grundstücksübertragung anfallende GrESt, Eintragungsgebühren und Ne-
benkosten sind ebenso nicht abzugsfähig. 

 Repräsentationsaufwendungen 

 Strafen und Geldbußen, die von Gerichten, Verwaltungsbehörden oder den Orga-
nen der Europäischen Union verhängt werden. 

 Körperschaftsteuer bzw Zwischenkörperschaftsteuer 

 Aufwendungen/Ausgaben im Zusammenhang mit Kapitaleinkünften, die bei natür-
lichen Personen der 27,5%igen KESt unterliegen (und bei diesen somit endbesteu-
ert sind). Hierunter fallen jedoch zB nicht Zinsen aus Privatdarlehen, da diese bei 
natürlichen Personen dem progressiven Steuersatz unterliegen. Insofern können 
bei derartigen Einkünften Werbungskosten entsprechend dem gewählten Auftei-
lungsverhältnis geltend gemacht werden. 

 Aufsichtsratsvergütungen sind zur Hälfte steuerlich abzugsfähig. Vergütungen an 
einen Stiftungsbeirat sind nach dessen Aufgabengebiet zu beurteilen. Übt dieser 
lediglich eine überwachende Funktion aus, sind diese Vergütungen wie die Auf-
sichtsratsvergütungen nur zu 50% abzugsfähig (siehe dazu auch StiftR 2009 
Rz 74). 

 Aufwendungen und Ausgaben für die Erfüllung des Stiftungszweckes. (So sind et-
wa Kosten für eine Liegenschaft nicht abzugsfähig, sofern diese dem Begünstigten 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt wird.) 

BEISPIEL: 
Die Privatstiftung XY hat  im Jahr X1 Stiftungsvergütungen iHv € 75.000,‐‐ ausbe‐
zahlt. Weiters wurden steuerlich abzugsfähige Spenden iHv € 3.500,‐‐ getätigt. An 
Kosten für die Erstellung und Prüfung des Jahresabschlusses sind € 10.000,‐‐ an‐
gefallen.  

Ermittlung des Aufteilungsverhältnisses 

a) auf Basis der erzielten Einkünfte 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
(KÖSt‐pflichtig) 

80.000  66,67% 

Einkünfte aus Kapitalvermögen (Zwikö‐pflichtig)  40.000  33,33% 

  120.000  100,00% 
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Zuwendungen können sowohl in offener als auch in verdeckter Form erfolgen. Eine 
verdeckte Zuwendung liegt unter anderem vor, wenn der Begünstigte mit der Privat-
stiftung in eine Leistungsbeziehung tritt und diese nicht fremdüblich ausgestaltet ist. 
Verdeckte Zuwendungen sind in aller Regel mit offenen Zuwendungen gleich zu be-
handeln.  

BEISPIEL: 
Eine Privatstiftung vermietet eine 100 m² Wohnung in bester Wohnlage an einen 
Begünstigten  um  €  350,‐‐  monatlich.  Der  verkehrsübliche  Mietzins  in  dieser 
Wohnlage beträgt monatlich € 650,‐‐. In Höhe der Differenz zwischen tatsächlich 
bezahlter und verkehrsüblicher Miete von jährlich € 3.600,‐‐ liegt eine verdeckte 
Zuwendung  vor.  Beim  Begünstigten  unterliegt  dieser  Betrag  der  Zuwendungs‐
besteuerung  iHv  27,5%,  wobei  die  €  3.600,‐‐  den  Nettozufluss  darstellen,  dh  
Bemessungsgrundlage  für  die  KESt  ist  der  hochgerechnete  Wert  in  Höhe  von 
€ 4.965,52 (= € 3.600,00/0,725). 
 

Wie hoch ist die Bemessungsgrundlage bei Sach- und Nutzungs-
zuwendungen? 

Die Bemessungsgrundlage für die KESt ist bei der Zuwendung von Sachleistungen im 
Unterschied zu Geldzuwendungen nicht offenkundig. Sie bestimmt sich nach den fik-
tiven Anschaffungskosten des gewährten Wirtschaftsgutes. Die fiktiven Anschaf-
fungskosten entsprechen im Wesentlichen dem gemeinen Wert (= Verkehrswert)  
zuzüglich der damit üblicherweise verbundenen Anschaffungsnebenkosten im Zeit-
punkt der Zuwendung.  

Nutzungszuwendungen sind mit dem Betrag anzusetzen, der vom Begünstigten zum 
Zeitpunkt der Zuwendung aufgewendet hätte werden müssen, um in den Genuss der 
Nutzungsmöglichkeit zu kommen. Bei Nutzungszuwendungen erfolgt daher keine 
abstrakte, sondern eine subjektive Beurteilung nach den Umständen beim Zuwen-
dungsempfänger. Als Zuflusszeitpunkt kann grundsätzlich jener Zeitpunkt ange-
nommen werden, in dem der Begünstigte die von ihm ersparte Leistung bei gleich-
artigen Geschäften zu erbringen gehabt hätte. 

Fiktive Zuwendung bei der Übernahme von Verpflichtungen anlässlich 
einer Zuwendung an die Privatstiftung 

Als Zuwendungen gelten auch Einnahmen einschließlich sonstiger Vorteile, die an-
lässlich der unentgeltlichen Übertragung eines Wirtschaftsgutes an die Privatstiftung 
vom Zuwendungsempfänger erzielt werden. Anders ausgedrückt: Der entgeltliche 
Teil einer Zuwendung (dh einer gemischten Schenkung) wird beim Stifter besteuert, 
da der Stifter durch die grundsätzlich unentgeltliche Übertragung von Vermögen 
samt „Verpflichtung“ einen Vorteil erhält. Die Privatstiftung übernimmt nämlich im 
Gegenzug die „Verpflichtung“ des Stifters. Dieser Vorgang wird als (fiktive) Zuwen-
dung von der Privatstiftung an den Stifter qualifiziert und unterliegt daher der KESt. 
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4.4.1 Allgemeine Voraussetzungen der BAO für abgaben-
rechtliche Begünstigungen 

Bei kumulativer Erfüllung nachfolgender Voraussetzungen stehen einer Privatstif-
tung abgabenrechtliche Begünstigungen zu: 

 Betätigung für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke; 

 ausschließliche und unmittelbare Förderung dieser Zwecke; 

 vollständige Verankerung dieser Grundsätze und der Tätigkeit in der Stiftungs-
urkunde; 

 Übereinstimmung der tatsächlichen Geschäftsführung mit der Stiftungsurkun-
de.  

Hinsichtlich der Körperschaftsteuer müssen diese allgemeinen Voraussetzungen 
während des gesamten Veranlagungszeitraumes vorliegen, bei den übrigen Abgaben 
(zB Umsatzsteuer, StiftESt) im Zeitpunkt der Entstehung der Abgabenschuld. 
 

ACHTUNG 
Wird  eine  der  genannten  Voraussetzungen  nicht  erfüllt,  liegt  keine  abgaben‐
rechtliche Begünstigung  für die Privatstiftung vor.  Folglich entfallen  sämtliche 
steuerlichen Erleichterungen für die Privatstiftung. Die Sanierung bei fehlenden 
Voraussetzungen wirkt  jeweils nur  für die Zukunft. Rückwirkende Sanierungen 
sind grundsätzlich nicht möglich. 

4.4.2 Gemeinnützige, mildtätige, kirchliche Zwecke  

Zur Erlangung der steuerlichen Begünstigungen für gemeinnützige Rechtsträger 
muss eine Privatstiftung entweder gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke 
verfolgen. Werden Zwecke verfolgt, welche keiner dieser drei Gruppen zugeordnet 
werden können, ist die Privatstiftung als „eigennützige bzw gemischtnützige Privat-
stiftung“ zu qualifizieren. 

4.4.2.1 Gemeinnützige Zwecke 

Gemeinnützig sind Zwecke, durch deren Erfüllung die Allgemeinheit unmittelbar und 
ausschließlich gefördert wird. Eine Förderung der Allgemeinheit liegt nur vor, 
wenn die Tätigkeit dem Gemeinwohl auf geistigem, kulturellem, sittlichem oder  
materiellem Gebiet nützt. Die Einstellung der Allgemeinheit gegenüber dem Förder-
ziel muss positiv sein, um den Zweck eines Rechtsträgers als gemeinnützig anzuer-
kennen. Die Ablehnung des Förderziels durch einen nicht unbeträchtlichen Teil der 
Bevölkerung ist ein Hindernis für die Anerkennung als gemeinnütziger Zweck. Die 
Berücksichtigung der Einstellung der Bevölkerung findet aber dort ihre Grenze, wo 
verfassungsrechtlich gewährleistete Rechte von Minderheiten in Gefahr geraten. 
Weiters muss die Tätigkeit von den hinter der Organisation stehenden Personen 
(Gründer, Mitglieder) selbstlos und uneigennützig getragen werden.  
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4.4.7.3 Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 

Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb wird begründet durch eine 

 selbständige, 

 nachhaltige, 

 ohne Gewinnabsicht unternommene Betätigung, 

 sofern durch diese Betätigung Einnahmen oder andere wirtschaftliche Vorteile 
erzielt werden und 

 diese über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinausgehen. 

Sofern ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vorliegt, ist im zweiten Schritt zu prüfen, 
in welcher Ausprägung dieser vorliegt. Unterschieden werden folgende Arten:  

 unentbehrlicher Hilfsbetrieb 

 entbehrlicher Hilfsbetrieb 

 begünstigungsschädlicher Hilfsbetrieb 

In den nachfolgenden Unterkapiteln werden diese drei Arten der wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebe kurz erläutert sowie Beispiele dazu gegeben. Aufgrund der Vielfäl-
tigkeit der begünstigten Zwecke und Tätigkeiten ist die Zuordnung in der Praxis oft-
mals schwierig bzw nicht eindeutig.  
 

TIPP 
Stimmen Sie sich bereits vor Aufnahme des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
mit  Ihrem  Steuerberater  ab,  um  Geschäftsbetriebe  möglichst  steuergünstig 
auszugestalten. Sofern eine Steuerpflicht nicht vermeidbar ist, können die Steu‐
ern bereits  in der Planungsphase mitberücksichtigt werden. Darüber hinaus ist 
eine proaktive Ausgestaltung des wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs  einfacher 
und dadurch kostengünstiger als ein nachträglicher Sanierungsversuch  im Fall 
von (hohen) Steuernachzahlungen. 

4.4.7.3.1 Unentbehrlicher Hilfsbetrieb 

Unentbehrliche Hilfsbetriebe (Zweckverwirklichungsbetriebe) sind wirtschaftliche 
Geschäftsbetriebe, ohne die die begünstigten Zwecke nicht erreicht werden können.  

BEISPIELE: 
Forschungsinstitute,  Vortragsveranstaltung  einer  wissenschaftlichen  Privatstif‐
tung, Konzertveranstaltungen oder Museen von kunst‐ und kulturfördernden Pri‐
vatstiftungen, Rehabilitations‐ und Kurheime 
 

Diese Geschäftsbetriebe müssen insgesamt auf die Erfüllung begünstigter Zwecke 
eingestellt sein und dürfen zu anderen steuerpflichtigen Unternehmern nicht in grö-
ßerem Umfang in einen direkten Wettbewerb treten. Für die Beurteilung der Kon-
kurrenzierung sind die konkreten örtlichen Verhältnisse ausschlaggebend. 
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4.4.8.3.3 Unentbehrlicher Hilfsbetrieb 

Einkünfte einer gemeinnützigen Privatstiftung im Rahmen eines unentbehrlichen 
Hilfsbetriebes (siehe Pkt 4.4.7.3.1) sind von der Körperschaftsteuer befreit. Diese 
Einkünfte dienen unmittelbar der Erfüllung des begünstigten Zweckes. Zufallsgewin-
ne sowie Verluste sind steuerlich irrelevant. Ein wesentliches Kriterium des unent-
behrlichen Hilfsbetriebes ist neben seiner Gesamtausrichtung auf die Erfüllung des  
begünstigten Zwecks die fehlende Gewinnerzielungsabsicht. 

BEISPIELE: 
 Behindertenwohnheim,  welches  von  einer  mildtätige  Zwecke  verfolgenden 

Privatstiftung geführt wird. 

 Eintrittsgelder für Museen einer gemeinnützigen Museumsstiftung. 

 Eintrittsgelder  für  Konzertveranstaltungen  einer  gemeinnützigen  kulturför‐
dernden Privatstiftung. 

 Unterrichtserteilung die mit dem begünstigten Stiftungszweck  im Zusammen‐
hang steht – Musikunterricht einer gemeinnützigen kunst‐ und kulturfördern‐
den Privatstiftung. 

 Weihnachtskartenaktion  einer  gemeinnützigen  Privatstiftung  bei  der  die  
Adressaten zu Spenden aufgerufen werden. 

 Sponsoreinnahmen  einer  gemeinnützigen  Privatstiftung,  denen  eine  Werbe‐
tätigkeit und Werbewirkung gegenübersteht. 

 

Einkünfte aus Kapitalvermögen, die im Rahmen eines unentbehrlichen Hilfsbetriebes 
erzielt werden, unterliegen ebenfalls keiner Körperschaftsteuer bzw KESt. Es können 
aber nur solche Kapitalanlagen zum unentbehrlichen Hilfsbetrieb gezählt werden, die 
notwendiges Betriebsvermögen darstellen. Dazu zählen jedenfalls Wertpapiere, die 
zur Deckung von Abfertigungs- und Pensionsrückstellungen des unentbehrlichen 
Hilfsbetriebes dienen. Daneben kann idR nur ein Betrag in Höhe eines einfachen Jah-
resbedarfs der notwendigen liquiden Mittel dem notwendigen Betriebsvermögen  
zugerechnet werden.  

BEISPIEL: 
Zinserträge, die dem Bankkonto des Betriebs des Behindertenwohnheimes zuzu‐
ordnen sind, können vom KESt‐Abzug befreit werden. 
 

  
TIPP 
Kapitalerträge,  die  im  Rahmen  eines  unentbehrlichen  Hilfsbetriebes  erzielt 
werden, sind steuerfrei. Die gemeinnützige Privatstiftung muss beim Kreditinsti‐
tut  eine  „Befreiungserklärung“  abgeben,  welche  eine  endgültige  Entlastung 
von der KESt bewirkt. Wurde es verabsäumt, eine Befreiungserklärung für einen 
unentbehrlichen Hilfsbetrieb abzugeben, kann die entrichtete KESt beim Finanz‐
amt für die letzten fünf Jahre zurückgefordert werden. 

 
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4.4.9 Gemeinnützige Privatstiftungen im Umsatzsteuer-
recht 

Einnahmen im nicht‐
unternehmerischen  

Bereich  

(satzungsmäßige  
Gemeinschafts‐ 

aufgaben) 

Einnahmen im unternehmerischen Bereich 

Vermögens‐
verwaltung 

unentbehr‐
licher Hilfs‐
betrieb 

Entbehr‐
licher Hilfs‐
betrieb 

begünstigungsschädlicher 
wirtschaftlicher  
Geschäftsbetrieb 

 Spenden 
 Schenkungen 
 Subventionen zur 
allgemeinen För‐
derung der Pri‐
vatstiftung 

 
 

keine USt 

GRUNDSÄTZLICH: 

mangels Gewinnerzie‐
lungsabsicht kommt die 
Liebhabereivermutung zur 
Anwendung 

 

 

keine USt 

 

ABER:  
bei Umsatz > € 2.900,‐‐ 
besteht die Möglichkeit 
der Option zur USt‐Pflicht, 
wobei dann der begüns‐
tigte Steuersatz von 10% 
USt zur Anwendung 
kommt 

GRUNDSÄTZLICH: 

werden die unentbehrlichen 
und entbehrlichen Hilfsbe‐
triebe als nichtunternehme‐
risch gewertet (dh Liebhabe‐
reivermutung kommt zur 
Anwendung), so sind auch 
die begünstigungsschädli‐
chen Betriebe als nichtunter‐
nehmerisch zu werten, wenn 
deren Umsätze € 7.500,‐‐ 
nicht übersteigen. 

keine USt 

 

ABER:  
bei Umsatz > € 7.500,‐‐ be‐
steht die Möglichkeit der Op‐
tion zur USt‐Pflicht, wobei 
dann der Steuersatz von 20% 
USt zur Anwendung kommt 

Ausübung einer 
nachhaltigen  
Tätigkeit (zB 
Vermietung)  
zur Erzielung 
von Einnahmen 

 

 
 
 

 

 
 
 

umsatzsteuer‐
bar 

    ABER: 

Kleinunternehmersteuerbefreiung bei Einnah‐
men bis € 30.000,‐‐ netto (€ 35.000,‐‐ ab Inkraft‐
treten des Steuerreformgesetz 2020 – StRefG 
2020) aus 

 allen begünstigungsschädlichen Betrieben 
und 

 Vermögensverwaltung (Vermietung und Ver‐
pachtung)  

keine USt 

Umsatzsteuerpflicht bei Einnahmen über 
€ 30.000,‐‐ netto (€ 35.000,‐‐ ab Inkrafttreten 
StRefG 2020) aus 

 allen begünstigungsschädlichen Betrieben 
und 

 Vermögensverwaltung (Vermietung und Ver‐
pachtung)  

USt‐Pflicht 
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Kapitel 5 
WiEReG 

5.1 Allgemeines 
Mit 15.1.2018 trat in Österreich das WiEReG (= Wirtschaftliche Eigentümer Register-
gesetz) in Kraft, mit dem die 4. EU-Geldwäsche-Richtlinie umgesetzt wurde. Auf des-
sen Basis wurde das sogenannte Register der wirtschaftlichen Eigentümer eingerich-
tet. Dieses hat den Zweck Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung zu verhin-
dern. Das Register der wirtschaftlichen Eigentümer enthält die Daten der wirtschaft-
lichen Eigentümer von Gesellschaften, Stiftungen und Trusts. Unter wirtschaftlichen 
Eigentümern versteht man diejenigen natürlichen Personen, denen das Eigentum an 
einer Gesellschaft, Stiftung oder einem Trust letztendlich wirtschaftlich zugerechnet 
werden kann.  

Das im Juli 2019 beschlossene EU-Finanz-Anpassungsgesetz 2019 enthält auch eine 
Novellierung des WiEReG. In dieser Novelle sind wichtige Änderungen in folgenden 
Bereichen geregelt: wirtschaftliche Eigentümer von Trusts, jährliche Überprüfungs-
pflicht, Hochladen eines Compliance-Packages und öffentliche Einsicht. 

5.2 Meldungen 
Unter die meldepflichtigen Rechtsträger im Sinne des WiEReG fallen, neben Gesell-
schaften wie bspw OGs, KGs, GmbHs und AGs, auch Privatstiftungen. Diese sind gem 
§ 3 WiEReG dazu verpflichtet, ihre wirtschaftlichen Eigentümer festzustellen und zu 
überprüfen. Privatstiftungen fallen niemals unter eine Meldebefreiung im Sinne des 
§ 6 WiEReG (relevant etwa bei OGs, KGs und GmbHs) und sind daher stets melde-
pflichtig. Die Meldungen an das Register der wirtschaftlichen Eigentümer können 
über das USP (= Unternehmensserviceportal) selbständig vorgenommen werden 
oder es kann ein berufsmäßiger Parteienvertreter mit der Meldung beauftragt wer-
den. Voraussetzung für eine selbständige Meldung der wirtschaftlichen Eigentümer 
ist, dass der betroffene Rechtsträger im USP registriert ist.  

Die Meldefrist für neu errichtete Privatstiftungen beträgt vier Wochen ab Eintragung 
im Firmenbuch. Etwaige anfallende Änderungen mit Relevanz für das wirtschaftliche 
Eigentum sind binnen vier Wochen ab Kenntnis (grds Annahme: ab Eintragung im 
Firmenbuch) an das Register wirtschaftlicher Eigentümer zu melden. Zusätzlich hat 
im Rahmen der Sorgfaltspflichten vom Rechtsträger und seinen Organen eine jähr-
liche Überprüfung der gemeldeten Daten stattzufinden, um zu prüfen, ob die an das 
Register gemeldeten wirtschaftlichen Eigentümer noch aktuell sind.  
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